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Die Firma Parador GmbH, Millenkamp 7 - 8 in 48653 Coesfeld hat die Genehmigung zur 

wesentlichen Änderung einer Anlage zur Erzeugung von Warmwasser und Prozesswärme in einer 

Verbrennungseinrichtung, einschließlich zugehöriger Dampfkesselanlage, durch den Einsatz von 

naturbelassenem Holz sowie in der eigenen Produktionsanlage anfallenden Resten, soweit keine 

Holzschutzmittel aufgetragen oder infolge einer Behandlung enthalten sind und Beschichtungen 

keine halogenorganischen Verbindungen oder Schwermetalle enthalten i.V.m. mit einer Anlage  zur 

Verwertung fester Abfälle, durch thermische Verfahren mit einer Durchsatzkapazität von weniger 

als 3 Tonnen nicht gefährlichen Altholz der Altholzkategorie A I und A II je Stunde und die 

Feuerungswärmeleistung 1 Megawatt oder mehr beträgt, auf dem Grundstück Millenkamp 7 – 8 in 

48653 Coesfeld (Gemarkung Lette, Flur 7, Flurstück 43) beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist der Neubau einer Holzkessel-Anlage mit Holzhacker und Säge als 

Ersatz für die bestehende Holzfeuerungs-Anlage. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) 

und den Bestimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte 

Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschriften. 

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kriterien gemäß Anlage 3 

des UVPG zugrunde gelegt. 

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. 

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass die Neuanlage den Stand der Technik 

entsprechen wird, der Neubau des Gebäudes auf bereits versiegelte Fläche auf dem als 

Industriegebiet ausgewiesenen Betriebsgelände erfolgt und die geplante Feuerungsanlage eine 

etwas geringere Feuerwärmeleistung (3,75 MW) als die bestehende Feuerungsanlage (3,84 MW) 

besitzen wird. Die Energieeffizienz sowie der Wirkungsgrad der Anlage wird durch die Auslegung 

als Warmwasser-Anlage mit zwei Pufferspeichern deutlich erhöht. Im Vergleich zum aktuell 

genehmigten Bestand führt die Änderung insgesamt zu einer Verbesserung der Gesamtsituation. 

Das Vorhaben beeinträchtigt die im Einwirkungsbereich befindlichen ökologisch empfindlichen 

Gebiete nicht. 

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das Vorhaben zu 

erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag  

gez. Reimann 


